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Abendblatt. Dienſtag den 10 Dezember 


1867. 


. Dentſchland. N 

Berlin, 9. Dezember. Se. Majeſtät der König wohnte 
am Sonntag Abends der Vorftellung im Opernhauſe bet, ließ ſich 
Montag Morgens von den Hofmarſchällen Grafen Pückler und 
Perponcher, dem Geheimen Kabinetsrath v. Mühler, dem Oberſt⸗ 
Kämmerer Grafen Redern ꝛc. Vorträge halten, und ertheilte als- 
dann Audienzen dem General-Feldmarſchall Grafen Wrangel, dem 
Herrn v. Bunſen und dem Fürſten zu Iſenburg-Büdingen. Nach- 
mittags machte Se. Majeſtät eine Ausfahrt und arbeitete vor dem 
Diner mit dem Miniſterpräſtdenten Grafen Bismarck, welcher am 
Sonntag früh von der Faſanenjagd zu Ahrns burg in Holſtein wie⸗ 
der hierher zurückgekehrt iſt. 

— Der Juſtizminiſter Dr. Leonhardt wurde am Sonntag 
Mittags von Sr. Königl. Hoheit dem Kronprinzen und den übri- 
gen Königlichen Prinzen empfangen. 

— Am 7. Dezember d. J. waren 60 Jahre verlaufen, feit- 
dem der als vieljähriger Alterspräſident bekannte Wirkl. Geheime 
Rath und Chbef⸗Präſtdent v. Frankenberg⸗Ludwigsdorf in den Kö- 
niglichen Juſtizdienſt eingetreten. Eine verfrühte Nachricht über 
den Ablauf dieſes Zeitabſchnitts hatte ſchon am 4. d. M. entfernte 
Freunde herbeigerufen, welche den Jubilar am frühen Morgen die- 
bes Tages mit einem vortrefflichen Choralgeſang überraſchten. Viele 
Beſuche und zahlreiche Gratulationsbriefe füllten dieſen und die 
nächſtfolgenden Tage aus. Am ſpäten Abend des 6. empfing der 
Jubilar einen Glückwunſch des ſoeben abgetretenen Juſtiz-Miniſters, 
Grafen zur Lippe, welcher ihn, bei tiefer Bewegung, doch ſehr er⸗ 
freut zu haben ſcheint! — Am 7. brachten ihm die Beamten des 
Herrenbauſes ihre Glückwünſche dar. Zahlreiche Beſuche und finn- 
reiche Geſchenke reihten ſich daran an. Die an dieſem Tage um 
11 Uhr im Herrenhauſe ſtattfindende Sitzung der Juſtiz-Kommiſ⸗ 
ſion nahm die Theilnahme des Jubilars in Anſpruch. Der Vor: 
ſitende der Kommiſſton empfing ihn mit herzlicher Anſpracht. Im 
Laufe der Berathung ging ein an den Jubilar gerichtetes eigen- 
händiges Schreiben Sr. Maj. des Königs ein, welches ſofort, un⸗ 
ter großer Theilnahme der Kommiſſions-Mitglieder, verleſen wurde. 
Dieſes Allerhöchſte huldreiche Schreiben gab dem Feſte die eigent- 
liche Weihe und der Jubllar betrachtet es als den Glanzpunkt fei- 
nes ganzen reihen Lebens. Während der Sitzung wurde der Ju- 
bilar fortwäbrend durch Beſuche, vornehmlich durch die Gratulatlon 
einer Deputatlon der großen fonfervativen Fraktion des Abgeord- 
netenhauſes erfreut. Der Wirkl. Geh. Rath Präfident Graf Nitt- 

berg batte an dieſem Tage die Gönner und Freunde des Gefelerten 


at ar er Empfindung ves tiefiten und ebrfurchtsvollſten Dankes 
gedacht und das Königliche Schreiben verleſen, dann Seitens des 


Gaſtgebers ein reicher und beredter Toaſt ausgebracht, der ſofort 
beantwortet wurde. Man trennte ſich am ſpäten Abend, dankbar 
gegen den gütevollen Wirth, mit dem allſeitigen Wunſche, daß der 
jugendliche Greis dem Könige, dem Vaterlande, ſeinen Verehrern 
und Freunden noch lange erhalten bleiben möge. 

Das Königliche Handſchreiben, zur Veröffentlichung Allerhöchſt 
geſtellt, lautet wie folgt: „Berlin, 7. Dezember 1867. Ste feiern 
beute den Tag, an welchem Ste vor 60 Jahren Ihre Kräfte dem 
Dienſte Ihrer Könige und dem Vaterlande weihten. Der Beruf, 
dem Sie Ihrer Wahl nach Ihre Lebensthätigfeit widmeten, hat 
Sie nicht abgehalten in den Tagen, wo es ſich um die Eriftenz 
des Staates handelte, den Degen zu ergreifen und Ihr Leben auf 
dem Schlachtſelde einzuſetzen. Ihre erfolgreiche Thätlgkeit in Ihrem 
Berufe, die mannigfachen und unausgeſetzten Geſchäfte, die Ihnen 
das Vertrauen und die Achtung Ihrer Mitbürger — ich möchte 
ſagen — faſt aufbürdete; Rath und That für Jedermann habend 
— das ſind Erfolge, für die Ihr eigenes Gewiſſen Ihnen den 
hoͤchſten Lohn zollt. Wie die Könige, Meine Vorfahren, Ihre Hin- 
gebung für den Dienſt des Vaterlendes zu ehren wußten, beweiſet 
Ibre Bruſt. Aber Mir fei ses vergönnt, beim Ausſpruche Meines 
Glückwunſches zu Ihrem jo ſeltenen Feſte, durch Verleihung des 
Großkreuzes Meines Rothen Adler-Ordens, es vor der Welt zu 
bekunden, in welchem Maße Ich Ihre Verdienſte ehre und aner- 
kennend zu belohnen wünſche. Mögen Ste noch lange Ihre Kräfte 
Mir und dem Vaterlande erhalten. Ihr dankbarer König. 

(gez.) Wilhelm. 

— Die Erklärungen des Regierungskommiſſarlus gegenüber 
den Petitionen, betreffend die Reform der Kreis- und Provinzial- 
ordnung, ſowie der ländlichen Polizei und den Erlaß einer Ge⸗ 
meindeordnung lauten nach dem Kommiſſlonsbericht: „Die Staats- 
regierung ſei nicht abgennigt, auf dem Gebiete des Gemeindelebens 
die Wünſche der Volksvertretung in Erwägung zu ziehen; und 
auch bereit, die Gemeindeverfaſſung, ſobald hierzu ausreichendes 
Material vorliege, einer Reviſton zu unterwerfen und dabei die⸗ 
jenigen Abänderungen zu treffen, die durch ein wirkliches Bedürfnif 
bedingt werden ſollten. — Die Staatsregierung babe indefjen jedes 
orgeden auf diefem Gestet bisher unterlaſſen, elnerſelte, wel 
durch dle organiſatortſchen Geſchäfte des laufenden Jahres ihre 
Arbeitskräfte binlänglich in Anſpruch genommen wurden, und ande- 
terjeite, well fie der Meinung jet, daß zuvörderſt die Fortbildung 
der Kreleverfaſſung, die das Fundament des politiſchen Gemeinde- 
lebens bilde, abgewartet werden müſſe, bevor mit legislativen Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Gemeindeverfaſſung vorgegangen 
werden könne. Uleberdies ſeien der Staatsregierung beftimmte Ans 
griffspunkte gegen die jetzt beſtehende Gemelndeverfaſſung, abgeſehen 
don dem Verlangen, den Gemeinden die Wahl ihrer Vorſtände zu 
Überlafien, nicht bekannt geworden. — Was dle gutsherrliche Po- 

del anbetreffe, jo ſel auch hier die Staatsregierung nicht abge⸗ 
dal, die beſſernde Hand anzulegen überall, wo ſich ein Bedürfniß 
azu herausſtelle. — Dagegen ſcheine ihr keine Veranlaſſung vor- 

legen, mit einer Aufhebung oder Umgeſtaltung der guts herrlichen 


der Reichstags 


Ve 


Polizet vorzugehen, und, fie 


etwa vorzuſchlagenden ne 
bisher beſtehenden.“ — Die Gemeindekommiſſton hat trotzdem be- 
ſchloſſen, ſämmtliche Petitich 
forderung zu überweiſen, noch in dieſer Seſſton der Landesvertre⸗ 


tung den Entwurf einer n uen Kreisordnung und einer Provinzial- 
wegen Aufhebung der gutsherrlichen 


ordnung, ſowie ein Gejeg 
Polizei vorzulegen. — Beiſchterſtatter iſt Abg. Dr. Lette. 

— Das erſte Verzeichn 
gangenen Petitionen weiſt 


u 


fion 28, der Gemeindekomm 
der Budgetkommiſſion 2. In 
rere um Einführung der Eſollebe, um Emancipatlon der Kirche vom 
Staate und der Schule vom der Kirche, verſchiedene für und gegen 
die Gewerbefteiheit, mehrere um Aufbebung der Schuldbaft; 13 
Petitionen bitten um Erlaß einer neuen Kreis- und Gemeinde- 
ordnung, verſchledene um Erlaß des in der Verfaſſung verſpro⸗ 
chenen Schulgeſetzes. — 


erlittenen Verluſte. — Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft zu 
Königsberg bittet um Hebung der Nachtheile auf diplomatiſchem 
Wege, die noch immer für den Handeloverkebr mit Rußland be⸗ 
ſtehen. — Mehrere Petitionen bitten um endliche Gleichſtellung der 
Juden in jeder Beziehung; ein Petent bittet um beſſere Einrichtung 
und ausgedehntere ee der ſtenographiſchen Berichte des 
Hauſes; mehrere Subalternbeamten bitten um Gehalteverbeſſerung. 

— Der „Köln. Ztg.“ berichtet man von hier: Die mehreren 


Verwahrung gegen die Ratifika- 
ges ausdrücklich zurückgewieſen, 
rk bezweifelt. Balerns Verwab⸗ 
ſondern nur gegen das etwaige Miß- 
jeſichts des Votums des Reichstages 


wird in unterrichteten Kreiſ 
rung war nicht gegen die Sa 
trauen Preußens gerichtet. 


der Klauſel oder gar nicht 
fragt, ob Preußen duch di 
oe Klauſel als erledigt anſehe. 


Würtemberg hatte ange⸗ 


babe die Klauſel nothwendig gemacht und in jo fern könne dieſe 
allerdings nicht ohne Weiteres als erledigt angeſeben werde. Die An- 
ſicht des Bundes-Präſidiums habe Graf Bismarck im Reichs tage dahin 
ausgedrückt, daß die Ratifikation der Souveräne keinen Zweifel 
an der Vertragstreue zulaſſe. 


Berlin, 9. Dezember. (Haus der Abgeordneten.) 13. Sitzung. 
(Fortſ.) Abg. Duncker: Wir hatten eine Erklärung der Regierung 
darüber erwartet, in welcher Weiſe ſie ſich denn die künſtige Stellung des 
auswärtigen Miniſteriums in Preußen denkt, da doch jo viele wichtige 
Zweige auf den norddeutſchen Bund übergegangen ſind. Es entſteht die 
Frage, ob, wenn der norddeutſche Bund nach Außen diplomatiſch auftritt, 
dies geſchehen ſoll durch preußiſche Konſuln oder durch eine beſondere Bun- 
desdiplomatie, wie der Anfang in den Bundeskonſulaten gemacht iſt. Soll 
die preußiſche Geſandtſchaft Organ des Bundes werden, ſo können wir un⸗ 
möglich eine Summe votiren, die einer größeren Gemeinſchaft zur Laſt 
fallen ſollte. Dies iſt eine einfache Forderung der Gerechtigkeit. Daneben 
hat aber die Frage noch eine politiſche Tragweite. Denn von der Stel- 
lung der Staatsregierung zu dieſer Frage hängt es ab, ob ſie ſich ferner 
in freiheitlich friedlichem Wege zu entwickeln gedenkt, oder auf dem Wege 
des Bruderkrieges. (Unruhe rechts.) Wenn die Herren nur Geduld ha⸗ 
ben, ſo werden Sie ſehen, daß dies zu beweiſen iſt. So lange die preußi⸗ 
ſche Regierung nicht unzweideutig erklärt, daß ‚Ste ſich nur betrachtet als 
Vertreter des geſammten Vaterlandes; jo lange fie nicht in der Diplomatie 
auf jede Sonderſtellung verzichtet, ſo lange wird die Mißgunſt in den übri⸗ 
gen deutſchen Staaten Be jo lange werden fie ſagen, es jei Preußen 
nicht Ernſt mit der Sache, Preußen wolle nur ſeine eigene Vergrößerung; 
denn, folgern fie, Preußen will auf feine Großmachtſtellung nicht verzichten, 
weil es der neuen Geſtaltung der Dinge nicht traut und ſich den Rückzug 
in ſeine frühere Stellung zurückbehalten will. Auch in anderer Beziehung 
erſchwert ſich die Regierung ihre Stellung, denn die neueſten diplomatiſchen 
Vorkommniſſe haben bewieſen, daß ein norddeutſcher Kleinſtaat ſich eine 
Zurechtweiſung vom Herrn Bundeskanzler zugezogen hat, weil er fi in 
europäiſche Arrangements eingelaſſen hat. So lange Preußen auf feine 
Sonderſtellung nicht verzichtet, kann derartigen Mißſtänden nicht mit Kraft 
und Nachdruck entgegen getreten werden. Zwar erkenne ich an, daß wir 
uns im Augenblicke noch in einem Uebergangsſtadium befinden, allein es iſt 
unſere Pflicht, die Ausgabe der Gelder genau zu prüfen und zu verlangen, 
daß die Sache klar gelegt werde. Die Durchgehung der einzelnen Etats⸗ 
titel zeigt wirklich hohe Summen, von denen man glauben ſollte, daß ſie 
durch die neuen Verhältniſſe überfläffig geworden, z. B. die Unterhandlun⸗ 
gen bei dem Hamburger Senat. Noch unbedeutender dürfte die diploma⸗ 
iſche Beziehung mit den Großherzogthümern Oldenburg und Weimar ſein. 
Die Vertretung Preußens am ſächſiſchen Hofe dürfte ſchon eher anzuerken⸗ 
nen fein. Die übrigen Geſandtſchaſtspoſten innerhalb des norddeutſchen 
Bundes bitte ich abzuſetzen. Ich kann aus dieſen Gründen nur die An- 
nahme des Bennigſen'ſchen Antrages empfehlen und hoffe, daß eine ent⸗ 
ſprechende einheitliche Vertretung durchgeführt werden wird. a 
. Abg. Graf zu Eulenburg: Das zu erſtrebende Ziel einer einheit⸗ 
lichen Vertretung wird wohl anf beiden Seiten des Hauſes als daſſelbe 
angeſehen werden, aber ebenſo glaube ich auf die Uebereinſtimmung darin 
rechnen zu können, daß ohne Herbeiführung eines ſchädlichen Vacuums 
dieſe Hoffnung ſo plötzlich verwirklicht werden könne. Der Bennigſenſche 
Antrag ſcheint mir über das Ziel hinauszugehen, weil er im erſten Theiee 
die Uebertragung des gefammten auswärtigen Miniſteriums auf den nord⸗ 
deutſchen Bund verlangt, da es ſich doch nur um die Vertretung außerhalb 
des Bundes handeln kann. Für noch unrichtiger halte ich den zweiten 
Theil, die Geſandtſchaften innerhalb des Bundes aufzuheben. Gerade 
innerhalb des Bundes dürfte eine diplomatiſche Vertretung unentbehrlich 
ſein. Was das betrifft, daß durch Beibehaltung der auswärtigen Geſandt⸗ 
ſchaftsſtellen die partikulariſtiſchen Sonderbeſtrebüngen gefördert würden, jo 
brauche er nur auf die der heſſiſchen Regierung geſchickte Note hinzuweiſen. 
Er bitte, über die beiden Punkte des Beunigſenſchen Antrages 2 ab» 
ftimmen zu laſſen und ſtellt andernfalls das Amendement, die Staatsregie⸗ 


25 ſich «hierzu nicht entschließen köͤn⸗ 
nen, ſo lange ihr nicht die Ueberzeugung gewährt werde, daß die 
ien Einrichtungen beſſer ſeten, als die 


en der Staatsregierung mit der Auf- 


aß der beim Abgeordnetenhauſe einge-“ das Haus und das Volk aufklären wollte, warum dieſe 


25 Nummern nach. Davon find über- 
wieſen; der Petltlons-Komſpiſſion 36, der Agrarkommiſſion 4, der 
Handelskommiſſton 10, der Finanzkommiſſton 17, der Juſtizkommiſ⸗ 
ſſton 26, der Unterrichtskommiſſion 12, 
ter dieſen Petitionen befinden ſich meh- 


Mehrere Städte petitioniren um die Heran- 
ziehung der königlichen Bankkomtoire und Kommanditen zur Kom⸗ 
munalſteuer; mehrere Invaliden bitten um Erhöhung der Inva- 
lidenpenſtoͤn, mehrere Einwohner aus der Umgegend von Idſtedt um 
Kriegsentſchädiaung für die durch die Schlacht von Idſtedt 1850 


me. der Garantie ⸗Bündniſſe 
Preußen ſoll erwiedert haben, 
-Beſchluß, fo wie die Zuftimmung des Bundes rathes 


zung zu erſuchen, die außerhalb des Bundes beſtehenden bisherigen preu⸗ 
ßiſchen Geſandtſchaftspoſten auf den Bundesetat zu ſtellen. — Abg. Vir⸗ 
chow: Ich finde, daß ſeit Jahren ein ſtetes Wachſen der Ausgaben ein⸗ 
getreten, das auch in dieſem Jahre noch nicht geendet. Wenn zu unſeren 
ſpeziellen Ausgaben noch die hinzukommen, welche für die auswärtige Ber⸗ 
tretung noch an den Bund abzuführen, ſo hat ſich in den letzten zwanzi 
Jahren die Ausgabe verdoppelt. Ich weiſe noch auf einen Etatspoſten, au 
die Wartegelder hin, im Etat des Mur eriums. Derſelbe beläuft 
ſich auf 55,000 , worunter 38,000 allein auf die mit den neuen 
Landestheilen übernommene Diplomatie, — die erbittertſten Feinde Preu⸗ 
ßens kommen. Es wäre erwünſcht, wenn die 1 Staatsregierung 
eſammt⸗Ansgaben 
vom preußiſchen Volke allein getragen werden ſollen? Nur zwei Möglich⸗ 
keiten find denkbar. Entweder iſt der Moment noch nicht gekommen, wo 
wir das Ausland zur Anerkennung des norddeutſchen Bundes iwingen 
koͤnnen, oder die finanzielle Lage des Bundes ift eine derartige, welche die 
Uebertragung der diplomatiſchen Vertretung auf ihn nicht geſtattet. Dann 
wäre ich der Anſicht, daß dieſe Momente für die Abkürzung ſeines Beſte⸗ 
hens ſprächen. (Murren rechts). Wenn das preußiſche V lt alle Deſtzits 
decken ſoll, dann iſt es in der That ein armes Volk, ein zu bedauerndes. 
Wenn wir ferner ſeben, daß die preußiſche Diplomatie nur die Kunſt kennt, 
freigebig zu ſein, ſo muß ich geſtehen, daß wir dieſe Kunſt nicht auf die 
Dauer anerkennen können. Jetzt müſſen wir den neuen Provinzen ſchon 
Wache von unſeren Einnahmen gewähren, wie bei Hohenzollern und 
aldeck der Fall war. Sie, die die Regierung unterſtützen, gehen davon 
aus, daß es unr eine einzige Perſon in der ganzen Monarchie 


De 1 1 . gäbe, welche 
im Stande iſt die geſammte Diplomatie zu leiten. 


Wenn dies in der 


4 


That richtig iſt, dann würde daraus hervorgehen, daß eine fo koſtbare In⸗ a 


ſtitution keine glücklich geleitete geweſen iſt, und daß das verausgabte Geld 
nicht die erwarleten Früchte getragen. 


en des 
. ö bald erst Neid 
ißgunſt verſchwunden iſt. Wozu die Geſandten in Weimar, Olden⸗ 
er bitte deshalb, den 


Miniſter⸗Präſident Graf v. Bismarck: Die Regierung hält den 
Antrag in ſeinem erſten Theile für prinzipiell zweifellos richtig, und ich 
befinde mich, ich konſtatire es gern, damit in Uebereinſtimmung, daß der 
jetzige Zuſtand ein Proviſorium, ein Uebergangsſtadium, aus welchem her⸗ 
aus ſich eine ſtärkere Vertretung der deutſchen Diplomatie entwickeln wirb. 
Ich verweiſe Sie zur Begründung meiner Anſicht auf die Thatſache, daß 
bekanntermaßen an Sachſen die Einladung zur Konferenz geſendet, und 
Sachſen in ſeiner Bundestreue — wie denn überhaupt das Verfahren Sach⸗ 
ſens bei ſeinem Eintritt in den Bund ein durchaus bundesgetreues geweſen 
iſt (Bravo! rechts.) — die Einladung an Preußen ſendete, dem die diplo⸗ 
matiſche Vertretung des Bundes doch übertragen war. Wir ſtreben dieſem 
Ziele zu, aber mit Schonung der Bundesgenoſſen; wenn die Regierung 
und das Bundespräſidium nicht ſchon dazu geſchritten, dem Bunde eine 
größere Vertretung nach Außen hin zu ſchaffen, ſo liegt der Grund nicht 
darin, weil ſie fürchten, daß die auswärtigen Regierungen den Bund nicht 
anerkennen, ſondern lediglich in der Schonung des Geſandtſchaftsrecht der 
Bundesgenoſſen, und es wird, jo lange die Bundesgenoſſen noch nicht ſelbſt 
darauf verzichten, einzelnen Bundesgenoſſen Geſandtſchaften zu halten, un⸗ 
benommen bleiben und dieſen es geſtattet ſein, den Schutz ihrer ſpeziellen 
Staatsangehörigen auszuüben, ſo lange bis ſie gewiſſermaßen als reife 
Früchte abfallen. Das diesmalige Zuſammenſein der Bundesgeſandten hat 
bereits dahin geführt, daß ich Gelegenheit genommen habe, bei Sr. Maj. 
mündlich die Ernennung von mehreren Bundesgeſandten zu erbitten, welche 
auch in ganz kurzer Zeit bevorſteht. (Lebhaftes Bravo.) — Was deu zwei⸗ 
ten Theil des Antrages anbetrifft, ſo kann ich mich demſelben nicht an⸗ 
ſchließen und möchte bitten, darin der Geſchäftskunde und den Erfahrungen 
der Regierung zu trauen. Dieſe Geſandtſchaften ſind eine unbedingte 
Nothwendigkeit und als Organe des Präſidiums und des Bundeskanzlers 
nicht gut entbehrlich. Welche Mittel wären wohl vorhanden, um auf die 
Bundesregierungen einzuwirken, wenn Sie die Geſandten im Wegfall brin- 
gen wollen. Ein direktes Schreiben an die Regierung hat nicht den Er⸗ 
folg, wie ein perſönliches Einwirken, wenn wir einen Vertreter dort haben. 
Wir bedürfen folder Organe und das ganze Gebiet des Bundes ift durch 
Acereditive Preußens gedeckt. Ich möchte bitten, die Abſicht des zweiten 
Theiles des Antrages aufzugeben. (Bravo!) Ei; 4 

Abg. v. Bennigſen erklärt ſich bei der Vertheidigung feines Antrages 
für die Theilung deſſelben. Die Anerkennung des norddeutſchen Bundes 
in völkerrechtlicher Beziehung wird ohne Zweifel erfolgen und in wenigen 
Jahren wird es nur noch Vertreter des norddeutſchen Bundes geben. Wenn 
der norddeutſche Bund ſich weiter ſo kräftig entwickelt, ſo wird das ganze 
Ausland den deutſchen Staaten ſeine Anerkennung nicht verſagen. — Ab 
v. Dieſt kann ſich mit der vom Grafen Eulenburg vorgeſchlagenen Thei⸗ 
lung des Antrages nicht ganz einverſtanden erklären. — Abg. Dr. Löwe 
will zugeben, daß die diplomatiſche Vertretung in den Kleiuſtaaten noth⸗ 
wendig ſei für den norddeutſchen Bund, wozu dann aber die Koſten für 
dieſelben Preußen auflegen? Redner verweiſt ſodann auf den Poſten der 
Geſandten von Hannover. Wenn er irgend welche Hoffnung an die Mach! 
des Bundes knüpſe, ſo ſei es die: daß Preußen aufhören werde, ein Satelit 
der ruſſiſchen Politik zu fein, und ſeloſtſtändig Politik treiben werde. 
Ein ſolcher Gegenſtand für die ſelbſiſtändige Politik eien die Ver⸗ 
hältniſſe in den ruſſiſchen Oſtſee-Provinzen. Die ruſſiſche Regierung trete 
für die Rechte der Chriſten in der Türkei und im Orient ein, aber ihre 
Noth ſei nicht ſo groß, wie diejenige der eſthiſchen und lettiſchen deutſchen 
Bevölkerung in Rußland. Bei der Macht, die Preußen beſitzt, konne es 
8 ſein Gewicht zu Gunften dieſer Bevölkerung in die Waageſchale 

14 . 

Diinifter-Präfident Graf v. Bismarck: Ich glaube nicht, daß der 
Herr Abgeordnete uns einen gerechten Vorwurf macht, wenn er uns eine 
Satelliten⸗Politik Rußland gegenüber vorwirft, ich möchte ihm in dieſer 
Beziehung die Ueberſetzung der ruſſiſchen nationalen Moskauer Preſſe zu 
leſen empfehlen von dem Herrn Kathlon und Anderen, dort wird er fler, 
ch man von dort her die Verhältniffe, gerade de auffaßt, daß man 
ſich auch dort das Bild eines Doppel⸗Geſtirns denkt, aber nicht von gleicher 


nicht ſtat⸗ 


Nord- 


Feile Frag 


Fiolgen ſeiner Worte für diejenigen fein werden, 


gegen Tauſend ſtehen; dieſe zu kompromittiren, iſt kein guter 


Gravitation, ſondern daß man der ruſſiſchen Regierung vorwirſt, daß fie 
ihrerſeits die Rolle des Mondes übernehme, mit demſelben Unrecht, mit 
dem der Herr Vorredner anzudeuten ſchien, daß Preußen ſie ſeinerſeits 
übernehme. Zwiſchen befreundeten großen Staaten, die keine ſtreitigen 
Intereſſen mit einander haben, giebt es unzählige Fälle, wo ſie natür⸗ 
gemäß mit einander gehen, weil ihre Intereſſen dieſelben ſind, ohne daß 


man deshalb den Veiſuch zu machen braucht, die Beziehungen dadurch zu 


ſtören und zu verbittern, daß man dem Einen die Rolle der Unterordnung, 
dem Andern die der Leitung zuwendet. Aus die em Grunde, weil die 


ruſſiſche nationale Empfindlichkeit genau jo lebendig iſt wie die unſrige, 


hätte ich auch gewünſcht, daß der Herr Vorredner ſich enthalten hätte, ſich 
ruſſiſcher Unterthanen anzunehmen, die er als von Seiten Rußlands be⸗ 


drückt bezeichnete. Wenn es ihm Ernſt war, dieſen Schützlingen wohlzu⸗ 


thun, jo kann ich ihm verſichern, daß er genau das 


| degentheil von ſeinem 
weck erreichen wird und ihm dieſelben wenig dan 


werden, daß er ſo 
en wie dieſe und andere angeregt hat. Der Herr Vorredner 
* Fir hier in voller Sicherheit und ſpricht ganz ungenirt. Was aber die 
N jeni die er hat ſchützen wollen, 

das wollen wir abwarten; jede Regierung iſt eiferſüchtig auf ihre Unab⸗ 
hängigkeit, auf ihre Autonomie im Innern, und ich frage den Herrn Vor⸗ 
redner, ob er der K. Regierung zumuthen möchte, ſich von irgend einer 
auswärtigen Regierung eine Einmiſchung in Bezug auf ihr Verhalten ihren 
Unterthanen gegenüber gefallen zu laſſen? Ich glaube, er würde das mit 
derſelben Entſchiedenheit zurückweiſen, mit welcher ich im Namen einer 
5 und befreundeten Regierung den Verſuch einer Einmiſchung in ihre 
ngelegenheiten — und im beſſeren Intereſſe ie für die der 
Herr Vorredner ſprach — zurückzuweiſen für meine Pflicht halte, im In⸗ 
tereſſe einer kleinen Minotität von Deutſchen, die unter einer Ueberzahl 
von Eſthen, Letten und einer noch größeren Ueberzahl von . Bend bin 
ienſt, den 

man ihnen erweiſt. (Bravo! rechts.) In Bezug auf das weitere Feld, 
was der Herr Vorredner berührte, finde ich, daß der Zuſammenhang des⸗ 
ſelben mit der gegenwärtigen Frage und mit Allem, was politischer Brauch 
und Logik mit ſch bringt, ſo fern liegt, daß ich darauf nicht eingehe. Um 
aber mit dem Herrn Vorredner zur Sache, nämlich auf die Thätigkeit des 
preußiſchen Geſandten iu St. Petersburg zu kommen, den ich uur ein paar 
Mal habe wörtlich figuriren ſehen, den er aber ſonſt in feiner Thätigkeit 
nicht weiter berührte, wie mit ſchien, fo kann ich verſichern, daß die Sorg⸗ 
falt der Regierung ebenſo aufmerkſam auf die Beſſerung des Grenzverkehrs 


mit Rußland gerichtet iſt, wie früher, mit wenig merkbarem Erfolge, aber 


doch mit einigem, indem wir wenigſtens in dieſen Tagen zu Verhandlun⸗ 
gen gelangt find, und zwar auf Anregung Rußlands ſelbſt, in Folge deren 
einer der Provinzial⸗Steuer⸗Direktoren der öſtlichen Provinzen kp auf 


. ige Aufforderung nach St. Petersburg begeben hat, und wir hoffen, 
da 


bei dieſen Verhandlungen der preußiſche Geſandte das Intereſſe, welches 
die Königliche Regierung dieſen Fragen widmet, wird bethätigen können, 
und daß die Rückſicht, die die ruſſiſche Regierung auf die eigenen Unter⸗ 
thanen nimmt, uns dabei helfen und fördern wird, denn es iſt immer — und 
der Herr Vorredner ſchien das mit Unrecht zu beſtreiten — ein Vortheil, 
dieſſeits der Grenze zu wohnen, die ruſſiſchen Unterthanen jenſeits det 


Grenze, die Bewohner der oberen Gebiete des Niemen und der Weichſel 


leiden unter dieſer Grenzſperre unendlich mehr, als die preußiſchen Ein» 
wohner dieſſeits der Grenze, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil die 
letzteren die Seeküſten beſitzen und die erſteren Einwohner des Binnenlan⸗ 
des ſind, deſſen Ströme durch das preußiſche Gebiet münden. Wenn der 
Herr Vorredner hofft, daß das Mitgefühl der ruſſiſchen Regierung mit den 
Leiden unſerer preußiſchen Provinzen werde verwerthet werden können, fo 
habe ich in höherem Maße die Hoffnung, daß die Kaiſerliche Regierung zu 
der Ueberzeugung kommen wird, daß ſie den Einwohnern ihrer eigenen 
Grenz⸗Provinzen noch in höherem Maße eine Forderung und Erleichterung 
des Verkehrs ſchuldig ſei, und daß wir nach dieſer Richtung hin, wenn auch lang⸗ 
ſam, doch ſtetige Fortſchritte machen werden, ohne daͤß ich heute ſchon be⸗ 
ſtimmen könnte, wann wir das Ziel erreichen werden (Bravo.) 
e 5 (Schluß folgt.) 5 A 
) N 9. Dezember. Die Bürgerſchaft hat den Reichs ⸗ 
tage-Abgeordnkten Melle zum Senator ‚gewählt. - Die demotratiſchö 
Partei wurde bei der Wahl geſchlagen, nachdem dle Rechte auch 
bei der Wabl der Vertrauensmänner ſchon geſtegt hatte. 
Dresden, 9. Dezember. Das „Dresdener Journal“ des- 
avoulrt auf das Entſchiedenſte den in Pirna eiſcheinenden Milttär- 
vereins-Kalender, welcher Artikel enthalte, die mit der von der Re- 
gierung an den Tag gelegten Auffaſſung der Bundes verhältniſſe 
und mit der Handlungswelſe der Negierung überbaupt im Wider- 
ſpruch ſtehen. — Das Kriegeminifterium erklart in einer amtlichen 


Bekanntmachung gleichfalls, daß jener Kalender durchaus in keiner 


Beztehung weder zu den Kommandobebörden, noch zur Reg serung 
Rebe, daß er auch nicht Organ der ſächſiſchen Miritärvereine ſel, 
denen polttiſche Tendenzen fern liegen. 

Stuttgart, 9. Dezember. Das Abgeordnetenhaus beſchloß 
beute, daß das Mandat der gegenwärtigen Abgeordnetenkammer 
bis zum 20. Februar 1868 ſich erſtrecken ſolle. Sodann wurde 
in die Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Gerlchtsorga⸗ 
nijation, eingetreten, deſſen Annahme geſichert erſchein. 

München, 9. Dezember. Auf der Militär-Konferenz haben 
die ſämmtlichen Vertreter der ſüddeutſchen Staaten Namens der⸗ 
ſelben den feſten Entſchluß kundgegeben, bei einem etwaigen Kriege 
zwiſchen Preußen und Frnnkreich einmüthig mit Preußen zuſammen⸗ 
zuſtehen. 


Ausland. 

Wien, 9. Dezember. Der Finanzausſchuß des Abgeord⸗ 
netenhauſes hat auf den Nachweis des Finanzminiſters, daß die 
beantragte Erhöhung der Münzſcheintanzahl nur einer Veränderung 
in der Form, nicht aber auch in der Höhe und Natur der ſchweben⸗ 
den Schuld ſei, den Beſchluß gefaßt, dem bezüglichen Geſetzent⸗ 
wurfe zuzuſtimmen, und auch dem Abgeordnetenhauſe die Annahme 
befjelben anzuempfehlen. 

Bern, 9. Dezember. Der Natlonalrath verhandelte in 
heutiger Sitzung die Interpellatlon betreffend die von dem Bun⸗ 
destathe einjeitig angenommene Einladung Frankreichs zur Konfe- 
renz. Der Präſident des Bundesrathes, Dubs, gab Erklärungen 
ab, welche die Verſammlung für zufriedenſtellerd erachtete. Es 
wurde demnach über die Interpellation Tagesordnung beſchloſſen. 
Der Ständerath ertheilte dem zwiſchen den Uferſtaaten des Boden- 
ſet's bezüglich der internationalen Schifffahrts- und Hafenordnung 
abgeſchloſſenen Vertrage feine Genehmigung. 

Bruſſel, 9. Dezember. Dechamps, Biſchof von Namur, 
wird als Nachfolger des verſtorbenen Kardinal-Erzbiſchofs von 
Mecheln bezeichnet. — Preußen und England rathen Italien, von 
Frankreich die Rücktehr zur September-Konvention zu verlangen. 

Paris, 9. Dezember. In der heutigen Sitzung des Corps 
léglslatif ſpricht Mr. Emile Ollivier über die auswärtige Politik 
der Regierung. Er jagt, daß der vorherrſchende Charakter der⸗ 
ſelben eine unklare Agitation ſet, welche in allen Fragen zur Macht- 
lofigfeit führe; die Pforten des Janustempels feien niemals voll- 
ſtändig, ſondern behutſam nur halb geöffnet. Hinſichtlich der 
Deutſchen Angelegenheiten ſei es unmöglich, die wirkliche Geſin⸗ 
nung der Regierung zu erkennen. Das Zirkulair Lavallette's war 
noch ein Ausdruck der Befriedigung, nach der Schlacht von Sa- 
dowa wurde man ängſtlich; Drouyn de l'Huys verlangte Landau, 
Raſtadt und die Rheinpfalz als Compenſation für die Zulaſſung 


He 


der militäriſchen Alllanz Nord- und Süddeulſchlands. Hinſichtlich 
Italiens zeigten ſich dieſelben Widerſprüche. Durch den Abſchluß 


der September⸗ Konvention ſei thatſächlich das Votum der Italieni⸗ 


ſchen Kammer, daß deom die Haupiſtadt Ilalens ſei, acceptirt 
worden, gegenwärtig aber ſei in den Erklärungen Rouher's die 
Zerſtückelung Italiens mit inbegriffen. f . 

5 — Die Mittheilung der „France“, daß anläßlich der Er- 
klärungen Rouher's in dem Minifterium Meinungeverſchledenheiten 
entſtanden ſeten, gewinnt an Konſiſtenz und hätten die formellen, 
verpflichtenden Erklärungen Rouher's die Veranlaſſung hierzu ge⸗ 
geben. Nach denſelben wird die Konferenz in diplomatiſchen Kreiſen 
für überflüffte, ja für unmöglich erachtet. — „Patrle“ verſichert da⸗ 
gegen, daß dieſe Behauptungen aller und jeder Begründung ent- 


behren. Das im Schooße der Regierung beſtehende Einverſtändniß 


iſt keinen Augenblick geſtört worden. 

Florenz, 9. Dezember. In der beutlgen Sitzung der 
Deputirtenkammer übernahm der neue Präſtdent, Kommandeur 
Lanza, den Vorſitz. Der Präfivent thellte dem Haufe mit, daß 
die Deputirten Micellt, La Porta und Villa Inierpellatlonen in 
Bezug auf die Haltung der Reglerung während der jüngſten poli- 
tiſchen Ereigniffe eingebracht hätten. — Der Depütirte Sella be⸗ 
antragte, daß vor der Debatte über die Interpellation folgende 
Motion zur Abſtimmung gelange: „Die Kammer der Drputirten, 
Ihrer Abſicht getreu, das nationale Programm, durch welchts Rom 
als Haupiſtadt Italtens erklärt wird, unverletzt zu erhalten, iſt zur 
Diskuſſton über die Interpellation übergegangen.“ Dieſer Antrag 
iſt ſowobl von Mitgliedern der Rechten als der Linken unterzeich⸗ 
net. Der Deputirte Sella hebt in feiner Rede die Wiederherſtel⸗ 
lung der italteniſchen Finanzen als hauptſächlich nothwendig her- 
vor; er weiſt darauf hin, daß, um nach Rom zu gehen und vor 
Allem dort zu bleiben, es nothwendig jet, ernſte Garantien Sei- 
tens Europa's zu haben und daß die italleniſche Regierung zu 
dieſem Zwecke gehalten ſei, eine loyale, friedliche Politik zu ver⸗ 
folgen. Der Deputirte Corteſe bekämpft den Antrag Sella's, 
well er von Mitgliedern der Rechten und der Linken unterſtützt 
wäre und daher als zweideutig aufgefaßt werden könnte. Dieſe 
Zweideutigfeit bezöge ſich nicht auf das Prinzip, daß Rom die 
Hauptſtadt Italtens werden ſolle — worin Alle übereinftimmen 
— ſondern auf die Mittel zu dieſem Zwecke. Wir wünſchen mo- 
ralſſche Mittel, Andere Anwendung der Gewalt. Es jet nothwen- 
dig, dieſe Differenz klar zu legen, um bedauerlichen Folgen in Zu- 
kunft vorzubeugen. — Der Deputirte Ertspi ſtimmt den Anſichten 
Corteſe's vollſtäandig bei. Die Zweideutigfeit müſſe vermieden wer- 
den, es ſei jetzt nothwendig, die Mittel zu berathen, um Rom zu 
erlangen, und ſpäter, wenn es nothwendig fein ſollte, Rom wleder 
als Hauptſtadt Italiens zu proklamiren. — Der Minifterpräfident 
Menabrea ſagte, er ſtimme mit Crlepi auf die Nothwendigkeit, die 
Mittel zu berathen, überein. Es handle ſich bier nicht um ideale 
Beſtrebungen, ſondern darum, praktiſche Reſultate zu erreichen. 
Der Antrag Sella's könne die Diskuſſton über die Interpellation 
nur beeinträchtigen, auch dürfe der Minifter einen Antrag, der in 
dieſer Weiſe unterſtüzt wird, nicht billigen. Eine derartige Koa⸗ 
lation von Parteien konne die Zweideutigieiten nur e 


Allen am Herzen liegt, weder diskutiren, noch beſtätigen, laſſen 
Sie uns die Mittel berathen und den Weg deutlich bezeichnen, 
welchen wir zu verfolgen beabſichtigen. Ueber dieſen Punkt hat 
ſich die Regierung unverholen erklärt, fie wird ihre Anſichten mit 
Feſtigkeit behaupten. Das Land, der Zweideutigfeiten müde, wünſcht 
zu wiſſen, wohin und mit wem wir geben. Wenn die Römiſche 
Frage nicht früher gelöſt worden iſt, fo klagen Sie nicht die rechte 
Seite dieſes Hauſes an, ſondern Jene, welche das Land an den 
Rand des Abgrundes gebrecht haben. Schließlich ſagt der Mint- 
ſter, der Antrag Sella's bebaupte nur unbeſtimmt das Prinzip der 
Frage, und ſei einer Diskuſſion des Parlaments nicht werth. 

Nach der Rede La Porta's, welcher den Antrag bekämpfte 
und die Politik der Regierung tadelte, ſprach ſich die Kammer mit 
201 gegen 166 Stimmen dagegen aus, dle Motion Sella's vor 
der Tagesordnung zu berathen. Darauf zog Sella ſeine Motion 
zurück. 

Die Kammer ging darauf zur Diskuſſion der Interpellatlon 
der Abgeordneten Micelll und La Porta über. La Porta ergriff 
das Wort und erging ſich in heftigem Tadel der von der Regie- 
rung in der Römiſchen Frage verfolgten Politik. Er verweilte mit 
Nachdruck bei der franzöſiſchen Interventlon und den neurflen Er- 
klärungen Rouher’e. Die Sitzung wurde aledann geſchloſſen und 
die Debatte bis auf morgen vertagt. 

Newyork, 8. Dezember. Die Schuld der Vereinigten 
Staaten belief ſich am 1. Dezember auf 2,639,000,000 Dollars. 
Im Staateſchatze befand ſich an dem Tage ein Baarvorrath von 
138,000,000 Doll. — Nachrichten aus Mexiko vom 27. November 
melden, daß Juartz Guatemala den Krieg erklärt habe. 


Pommern. 

Stettin, 10. Dezember. In Folge des ſelt Sonntag ein- 
getretenen Froſtwetters iſt das Leuchtſchiff Swanteſitz geſtern von 
jeiner Station in Winterlage gebracht. Das Haff war geſtern 
ſchon, joweit das Auge reichte, mit einer Eisdecke belegt, ebenſo 
war der Dommanſch und das Papenwaſſer mit Ausnahme weniger 
Stellen feſt zugefroren. Heute zelgt ſich auch in der Oder ſchon 
überall Eis. 

— In der geſtrigen Monats - Verſammlung „des Stettiner 
Gartenbau- Vereins“ machte zunächſt Herr Haffner -Radekow 
Mittheilung über eine auf der Parſſer Ausſtellung prämiirte 
„Trauer-Haſelnuß“, die als Einzelſtrauch auf Raſen von großem 
Effekt, aber bie jetzt auch noch ziemlich theuer ſet. — Hr. Konſul 
Kteker hatte eine vor 2 Jahren neu in den Handel gekommene 
Iridea Schizortilis coceinea in voller Blütbenpracht ausgeſtellt. 
Die Kultur dieſer Pflanze iſt nicht ſchwer und um fo lohnender, 
als die Pflanze ihre ſchönen Blüthen gerade in der an Blumen 
ärmſten Jahreszeit entfaltet. — Die im Fragekaſten befindlichen 
Fragen werden, gemäß dem in voriger Sitzung gefaßten Beſchluß, 
an ſachverſtändige Mitglieder zur Debatttrung und Berichterſtat— 
tung für die nächſte Verſammlung übergeben. — Schließlich bielt 
Herr Obergärtner Schütz einen ſehr gediegenen Vortrag über 
„Camellienzucht“. 

— Nach der Aus führung des Ober-Tribunals macht ſich der- 
jenige einer Gewerbeſteuer⸗Defraude ſchuldig, welcher ein 


SEE 


unbefugter Welfe betriebenes Gewerbe nicht zur Beſteuerung an⸗ 
gemeldet hat. N 

— Ein neueres Obertribunals⸗ Erkennkniß entgält folgenden 
Rechtegrundſaß: „Eine Ehrverletzung, welche Jemand in dem guten 
Glauben vornahm, dadurch ein ihm zuſtehendes Recht zu wahren, 
{ft ſtraflos, ſelbſt wenn der Richter finden ſollte, daß es derſel⸗ 
ben zur Wahrung des Rechts nicht bedurft habe.“ 

— Ein Kaufmann verkaufte mehrere Sachen, welche ihm und 
mehreren Handelsgeſellſchaftern gemeinſchaftlich gehörten; des⸗ 
halb wegen Unterſchlagung angeklagt, behauptete er: ein Mitetgen⸗ 
thümer, zumal ein Handelsgeſellſchafter, könne ſich einer Unterſchla⸗ 
gung an der gemeinſchaftlichen Sache nicht ſchuldig machen. Er 
iſt aber verurtheilt worden; das Obertribunal führte aus: „Ein 
Miteigentbümer, insbeſondere auch ein Handelsgeſellſchafter, kann 
an der gemeinſchaftlichen Sache zum Nachthelle der Uebrigen eint 
Unterſchlagung begehen.“ 

— Ueber die Verpflichtung der Gutspächter zu Leiſtungen 
für die Schule ſagt ein Reſkript des Kultus miniſters vom 21. Sep⸗ 
tember: Der Pächter gehört für ſeine Perſon zu den Hausvätern 
der betreffenden Schulgemeinde und iſt demgemäß zu dem Gehalte 
zuſchuß beizutragen verpflichtet. Der Umſtand, daß er ſeine Kinder 
nicht in die Elementarſchule ſchickt, befreit ihn hiervon nicht, da ge⸗ 
ſetzlich auch kinderloſe Mitglieder der Schulgemtinde zur Unterhal⸗ 
tung der Schule beizutragen verpflichtet ſind. 

— Ein noch ziemlich junges Frauenzimmer macht in neuerer 
Zeit ein lohnendes Gewerbe daraus, in hleſigen größeren Geſchäf⸗ 
ten im angeblichen Auftrage eines höheren aktiven Militärs werth⸗ 
volle Gegenſtände zur Anſicht für ihren Auftraggeber zu erbitten 
und mit denſelben ſodann ſpurlos zu verſchwinden. Es wird ſich 
deshalb empfehlen, daß die Geſchäftsleute auf jene Perſon ein wach⸗ 
ſames Auge richten. 

— Der eintretende Winter macht fein Recht in jeder Bejie- 
hung geltend. Ein ſprechender Beweis dafür iſt, daß ſich im Lauft 
des geſtrigen Abends und der letzten Nacht im hieſigen Polizelge⸗ 
fängniß nicht weniger als 7 Perſonen „obdachlos“ meldeten, um 
freies Nachtquartler zu erhalten. 

arz a. O., 9. Dezember. Eine der brennendſten Tages⸗ 
fragen hleſiger Stadt hat nunmehr ihren vorläufigen Abſchluß ge⸗ 
funden. In der offentlichen Sitzung der Stadtverordneten vom 4. 
d. M. nämlich iſt mit 12 gegen 10 Stimmen die Errichtung einer 
höheren Schule und zwar eines Progymnaſiums beſchloſſen worden. 
Die weltere Bearbeitung der Angelegenheit wird nun der Magi⸗ 
ſtrat, deſſen ſämmtliche Mitglieder ein lobenswerthes Intereſſe daran 
an den Tag legen, in die Hand nehmen und es iſt gegründete 
Hoffnung vorhanden, daß Garz und Umgegend ſich recht bald, wo 
wöglich ſchon Ausgangs 1868, der Segnungen einer höheren Lehr⸗ 
anſtalt erfreuen werden. 8 


kauen 5 Viehmärkte. 
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n Rindvie tü Der Haudel war bei heutigen Zutriſten 
ziemlich lebhaft, und wurde beſte Waare mit 17, auch 18 . Sue 13 
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De ee Eee kach 
gedrückt, als vorwöchentlich. Beſte feine Kernwaare konnte nicht ſicher 
17 pro 100 Pfd. a 


leiſchgewicht erzielen. . 
An Schafvieh 1887 Stück, welche zu anhaltend höheren Preiſen nuf- 
geräumt wurden. 


An Kälbern 504 Stack, wofür ſich die Durchſchnittsprelſe bei lebhaftem 
Verkehr mittelmäß geſtalteten. 


Schiffs berichte. 

Swinemünde, 9. Dezember, Nachmittags. Angekommene Schiſſe: 
Erneſtine Seydel Binder, von Hull. Fortuna, Södemann, von Leer. Cito, 
Rüchel, von Antwerpen. Pius IX., Le ewe, von Newcaſtle. Archimedes 
(SD), Darmer, von Königsberg. Carl, Pagels, von Hull. Joan, Holz, 
von Newcastle, letzte 2 löſchen in Swinemünde. Wind: NW. Revier 
0 5 eier ausgehend. 2 Segelſchiffe und 1 Dampfſchiff ſeewärts 
ankommend. 


FRE „unefen- Berichte. 
tettin, 10. Dezember. itterung: Schneetreiben, Temperatur 
— 39 Morgens — TOR, Wind: SW. 1 

An der Bor fe. 

Weizen behauptet, per 2125 Pfd. loco gelber inländiſcher 93—96 N 
bez., bunter polniſcher 92—95 bez., ungariſcher 85 — 88 bez., feiner 
mähriſcher und ungariſcher 90—91 % bez., ordin. ungariſcher 80 —84 . 
bez., 83—85pfd. gelber Dezember 94 7 nom., Frühjahr 96, 96%, „9% bez. 

Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco geringer 70—72 
bez., ungariſcher 7314,74 & bez., polniſcher 72 9% bez., Dezember 
73½% & bez., Frühjahr 737, 78 „ bez. 

Gerſte per 1750 Pfd. loco märkiſche 51½ & bez., Oderbruch 51 
bez. ſchleſ, 50, 50%, , mähr. 52 bez., Frühjahr 69—70pfünd. 
ſchleſ 53 9% Gd. 54 Br. 

Hafer loco pr. 13.0 Pfd. 34½ —35 % bez., 47 Bopfd. Frühjahr 


361% bez., u Gd. 
Erbſen loco pr. 2250 Pfd. Futter- 64—65½ bez., Koch⸗ 66 
bis 67½ bez., Frühjahr 5 68 9% Gd., 69 Br. 

Rabl behauptet, loco 10%, % Br., Dezember 10½ S bez., 10½3 
Gd., Januar 10%, . bez., April-Mai 10%, ½ & bez., % Br. 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 20½ . bez., Dezember 
und Dezember-Januar 20½: r bez, Frühjahr 2011 . bez., 21 Br. 

Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 94, Roggen 73%,, Rüböl 10%, 
Spiritus 201. 

Hamburg, 9. Dezember. Getreidemarkt. Weizen und 
ruhig. Weizen pr. Dezember 5400 Pfd. netto 167 Bankothaler 
Gd., pr. Dezember⸗Januar 166%, Br., 166 Gd. pr. Frühjahr 1714, Br., 
171 Gd. Roggen pr. Dezember 5000 Pfr. Brutto 136 Br. u. Gd., pr. 
Dezember » Januar 135 Br. u. Go., pr. Frühjahr 133 Br., 1324, Gd. 
Hafer ſtille. Rüböl ftille, loco 22½, per Mai 23½. Spiritus, Kaffee 
und Zink unverändert. — Froſtwetter. 

Amſterdam, 9. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
leco matt, per März 310, per Mai 309. Raps per April 72, per Ofto⸗ 
ber 72. Rüböl per Mai 37%, per November⸗Dezember 1868 387. 

London, 9. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht) Geſammt⸗ 
Zufuhren ſeit vergangenem Montag: Weizen 56,707, Gerfte 12,380, 
Hafer 28,902 Quarters. 

Weizen engliſcher nur feine Qualität zu Montagspreiſen verkauft, frem⸗ 
der ruhig. Gerſte 1 5 höher. Hafer, 6 d höher, — Froſtwetter. 


Roggen loco 
Br., 166% 


